
Beglaubigte Abschrift 

Landqerlcht Berlin 
kz.. : 67 S 295/18 

22c C 71/18AG Wedding 
EINGEGANGEN 

1 6. FEB. 2019· 
Rechtsanwalt 

Bepi Uletllovic 

Im Namen des Volke.s 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

- Klägerin und Berufungsklägerin - 

Prozessbevollmächtigter zu 1 - 4' •••• 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, Wulffstraße 14, 12165 Berlin. 

gegen 

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 

hat das Landgericht Berlin - Zivilkammer 67 - durch die Richterin am Landgericht _als 

Einzelrichterin aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 08.01.2019 für Recht erkannt: 

Auf die Berufung der Kläger wird das Urteil des Amtsgerichts Wedding vom 13. August 2018- 
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22c C 71/18 - abgeändert und die Beklagte verurteilt, an die Kläger 10.143,06 € nebst Zinsen 

hieraus in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 7. April 2018 zu zah­ 

len. 

Die Beklagte hat die Kosten beider Rechtszüge bei einem Wert von bis 13.000,00 € zu tragen. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Gründe 

Von der Darstellung der tatbestandlichen Feststellungen wird abgesehen, §§ 540Abs. 2, 313a 

Abs. 1 ZPO abgesehen. 

Die gemäß §§ 511ff. ZPO zulässige Berufung ist begründet. 

Dem Kläger steht gegenuber der Beklagten der geltend gemachte Aufwendungsersatzanspruch 

aus jedenfalls mit Erklärung vom 6. Juni 2018 von dem Zwischenvermieter (im Folgenden: Ver­ 

mieter) abgetretenem Recht gemäß §§ 555a Abs. 3, 398 BGB zu. 

Die Kosten für die Ersatzunterkunft nach dem in der streitbefangenen Wohnung aufgetretenen 

Wasserschaden sind von der Beklagten aufgrund der Kostenübernahmerklärung vom 19. Mai 

2016 zu zahlen. 

Diese ist unter Zugrundelegung der Auslegungsparameter der §§ 133, 157 BGB aus der Sicht 

des Vermieters zumindest als von der Beklagten ihm gegenüber verbindlich erklärter Schuldbei­ 

tritt zu verstehen mit dem Inhalt, die Übernahme der Unterbringungskosten uneingeschränkt "bis 

zur endgültigen Trocknung der Wohnung" zu übernehmen und sich zu der Zahlung der für den 

Aufenthalt entstandenen Kosten nach RechnungsteIlung direkt an die Beklagte unmittelbar an den 

Vermieter zu verpflichten. 

In der Kostenübernahmeerklärung hat sich die Beklagte nach dem darin eindeutig erklärten Willen 

gegenüber dem Vermieter der Ersatzunterkunft, an den die Erklärung - anders als die vorausge­ 

gangene Kostenübernahmeerklärung vom 26. April 2016 - ausdrücklich gerichtet ist, wie aus der 

einleitenden Anrede "Sehr geehrter Herr _' folgt, verpflichtet, für die Kläger die Kosten in 

Höhe von 142,85 € pro Übernachtung für den Aufenthalt ab dem 17. Mai 2016 zu übernehmen. 

Hintergrund der Kostenübernahme war die von der Beklagten nach unstreitig klägerseits zu- 
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nächst abgelehnten Trocknungsarbeiten unter Hinweis auf die Erforderlichkeit einer Ersatzunter­ 

kunft unter anderem mit Schreiben vom 15. April 2016 ertolqte Erklärung zwar keine Ersatzwoh­ 

nung zu stellen, jedoch die Kosten einer angemessenen Unterkunft für die Zeit der Arbeiten der 

Trocknungsfirma samt Folgearbeiten zu übernehmen. 

Ausgehend davon ist die hier streitgegenständliche Kostenübernahmeerklärung - insoweit über­ 

einstimmend mit dem Amtsgericht - dahingehend zu verstehen, dass das Interesse der Parteien 

insbesondere auch der Beklagten darin bestand, Unsicherheiten hinsichtlich der Verpflichtung 

zum Stellen einer Ersatzunterkunft sowie der Einstandspflicht der Beklagten für die Kosten einer 

solchen für die ZUkunft zu klären, für den Zeitraum der Instandsetzungsarbeiten einen verlässli­ 

chen Anspruch auf die ausgewählte Ersatzwohnung vorbehaltslos zuzugestehen und die Kläger 

insoweit von Forderungen freizustellen, was angesichts der andauernden klägerseitigen unge­ 

kürzten Mietzinszahlungen für die tatsächlich nicht bewohnbare Wohnung auch als angemessen 

erscheint. 

Nach diesem Verständnis der unbedingt vereinbarten Kostenübernahme können die Beklagten 

dem darauf gestützten Aufwendungsersatzanspruch nicht mehr Einwendungen entgegenhalten, 

die die Verantwortlichkeit für die Entstehung des die Erforderlichkeit der Trocknungsarbeiten aus­ 

lösenden Wasserschadens betreffen Gleiches gilt für die von der Beklagten ins Feld geführten 

angeblich klägerseits zu verantwortenden Verzögerungen vor der Kostenübernahmeerklärung, 

die sie ebenso wenig dazu veranlasst hatten, die Kostenübernahme lediglich unter Vorbehalt zu 

erklären 

Weiter folgt aus dem dargelegten Regelungsgehalt der Erklärung, dass der Anspruch auf über­ 

nahme der Kosten für die Ersatzunterkunft bis zur Wiederherstellung der Bezugsfertigkeit der 

Wohnung nach Abschluss der Trocknungs- samt FOlgearbeiten bestand. Der Beklagten kann 

nicht darin gefolgt werden, dass die Kostenübernahme lediglich auf einen Zeitraum von bis zu 

zwei Wochen nach dem 19. Mai 2016 beschränkt war. Zwar enthält die Erklärung den Zusatz, die 

Trocknungsdauer sei am 19. Mai 2016 von der Trockenbaufirma auf weitere zwei Wochen einge­ 

schätzt worden. Jedoch liegt darin lediglich ein Hinweis auf die voraussichtliche, nämlich die sei­ 

tens der Fachfirma bereits nach dem Wortlaut lediglich geschätzte Trocknungsdauer, ohne die 

vorausgegangene Zusage der Kostenübernahme "bis zur endgültigen Trocknung der Wohnung" 

im Sinne einer fest vereinbarten Frist zu konkretisieren. 

Das dargelegte Verständnis des Umfangs der Kostenübernahmeerklärung hat ferner zur Folge, 

dass diese ungeachtet der wörtlichen Bezugnahme auf die endgültigen Trocknung der Wohnung 

nach ihrem Sinn und Zweck unter Berücksichtigung der gesamten Umstände des Zustandekom- 
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mens der Kostenübernahme die Zeit der Unbenutzbarkeit der streitbefangenen Wohnung ab­ 

decken, mithin nicht vor Ausführung der der Trocknung nachfolgenden malermäßigen Bearbei­ 

tung der FeuchtigkeitsscMden nach Trocknung der Wände erfolgen sollte, nach der die Bewohn­ 

barkeit der Wohnung erst wiederhergestellt war. 

Ausgehend von diesem Regelungsgehalt ist im Rahmen des hier nach KlarsteIlung der Kläger in 

der mündlichen Verhandlung vorrangig zu prüfenden Anspruchs aus abgetretenem Recht uner- . 

heblich, ob es vor Ausführung der abschließenden Malerarbeiten zu weiteren Verzögerungen, die 

von den Klägern zu vertreten sind, gekommen ist. Derartige Unsicherheiten sollten nach dem obi-. 

gen Verständnis der Vereinbarung gerade durch die Kostenübernahme außen vor gelassen wer­ 

den. 

Für dieses Verständnis spricht auch das von den Beklagten in Bezug genommene Schreiben der 

Hausverwaltung der Beklagten vom 19. Juli 2016, in dem sie unmissverständlich von dem Beste­ 

hen eines Anspruchs auf Erstattung der Ersatzunterkunftskosten ausgeht. Dies ergibt sich aus 

der darin unmissverständlich erklärten Aufforderung der Kläger - dies unter Hinweis auf angeblich 

von den Klägern zu vertretende Verzögerungen sowie durch vorgeworfene unerlaubte Nutzung 

entstandene Schäden unter Vorbehalt der Geltendmachung weiteren Schadensersatzes - die von 

dem Ersatzunterkunftvermieter beanspruchten streitgegenständlichen Unterkunftskosten in Höhe 

von 3.857,22 € für den Zeitraum nach dem 15. Juni 2016 durch Zahlung auf das Mieterkonto zu 

erstatten. 

Der Kostenerstattungsanspruch ist auch für den gesamten geltend gemachten Zeitraum begrün­ 

det. Die endgültige Bezugsfertigkeit der Wohnung war erst nach der Freigabe durch das Be­ 

zirksamt nach Ortsbesichtigung am 25. August 2016 verlässlich festgestellt. Die Kläger müssen 

sich nicht auf eine nach dem Beklagtenvortrag zu einem früheren Zeitpunkt gegebene endgültige 

Bezugsfertigkeit verweisen lassen. Auch wenn die Malerarbeiten tatsächlich am 18. August 2016 

abgeschlossen waren, kann unter Berücksichtigung der Gesamtumstände, insbesondere der 

auch unter Beteiligung der Beklagten erfolgten Besichtigungen der Wohnung durch das von der 

Hausverwaltung der Beklagten eingeschaltete Bezirksamt Reinickendorf zwecks Prüfung der 

Feuchtigkeitsschäden zur Feststellung der Bezugsfähigkeit der Wohnung den Klägern nicht zum 

Vorwurf gereichen, dass sie den zeitnah nach den letzten Instandsetzungsarbeiten erfolgten ab­ 

schließenden Begehungstermin unter Teilnahme der Hausverwaltung der Beklagten sowie eines 

Mitarbeiters der Trocknungsfirma zwecks abschließender Messung der immer wieder aufgetrete­ 

nen, einem Wiedereinzug entgegenstehenden Feuchtigkeitsschäden abgewartet hat. Dies insbe­ 

sondere auch unter Berücksichtigung der vor diesem Termin erneut festgestellten Feuchtigkeit an 
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einer der betroffenen Wände, wie auch aus dem Untersuchungs bericht der Trockenfirma vom 24. 

August 2016 ersichtlich, 

Die Kläger haben durch Vorlage der den streitgegenständlichen Zeitraum entsprechenden Rech­ 

nungen des Vermieters die Unterbringung in der Ersatzwohnung substantiiert dargetan. Soweit 

die Beklagte hiergegen einwendet, die Kläger seien immer wieder im Objekt, insbesondere im 2. 

OG angetroffen worden, ist dies nicht erheblich, da daraus nicht abgeleitet werden kann, die Klä­ 

ger hätten tatsächlich auch dort gewohnt, zumal zu einem der Kinder der im zweiten Oberge­ 

schoss wohnenden Mieterin verwandtschaftliche Beziehungen bestehen. Es ist auch nicht er­ 

sichtlich, dass die Kläger Zahlungen auf deren Mietkonto geleistet haben. In den von den ihnen 

vorgelegten Überweisungsbelegen ist jeweils das Mietkonto des Mietvertrages der hiesigen Par- 

teien mit der Nummer mit dem Zusatz genannt 

Dem Amtsgericht kann nicht darin gefolgt werden, die Beklagte sei im Wege des Gesamtschuld­ 

nerausgleichs gegenüber den Klägern zu keiner Zahlung mehr verpflichtet, da letztere infolge der 

an sie erfolgten Abtretung der noch offenen Forderungen für die Ersatzunterkunft aus den hier 

streitgegenständlichen Rechnungen gemäß Abtretungsvereinbarung vom 6. Juni 2018 von ihrer 

Zahlungspflicht frei geworden seien. Es kann bereits im Ausgangspunkt nicht angenommen wer­ 

den, der Vermieter der Ersatzwohnung habe "offenbar" beschlossen, die Kosten für die Ersatz­ 

wohnung nicht gegen die Beklagte geltend zu machen und den Anspruch durch Abtretung ohne 

Gegenleistung an die Kläger aufgegeben. Nach dem Wortlaut der Vereinbarung erfolgte die Abtre­ 

tung "zur eigenständigen Geltendmachung" gegenüber der Beklagten. Woraus darüber hinaus 

gefolgert werden sollte, damit habe der Vermieter die Forderung aufgegeben und somit seien die 

Kläger von ihrer Zahlungspflicht gegenüber dem Ersatzunterkunftvermieter frei geworden, ent­ 

behrt jeder Grundlage. Weder wird dieses Verständnis von dem Amtsgericht näher begründet, 

noch sind dafür tatsächliche Anknüpfungstatsachen ersichtlich. Soweit das Amtsgericht allein 

aus dem Umstand der Abtretung schließt, der Vermieter der Ersatzwohnung habe sich dafür ent­ 

schieden, die darin bezeichneten Mietforderungen weder gegenüber den Klägern noch gegenüber 

der Beklagten gE?ltend zu machen, ist dies nicht begründet Insbesondere die ausdrückliche Erläu­ 

terung des Hintergrundes der Abtretung durch die Erklärung der Kläger, ihr Vermieter habe kein 

eigenes Prozess risiko eingehen wollen, ist nachvollziehbar und vorstellbar und lässt mangels 

jeglicher Anhaltspunkte den weitergehenden Schluss auf eine nach Ansicht der Beklagten kon­ 

struierte Abrechnung ebensowenig wie die Annahme zu, damit habe er endgültig ohne erkennba­ 

ren Grund auf die Erstattung dieser Kosten verzichtet. Der pauschale Verweis der Beklagten auf 

den Beschluss des OLG Hamm vom 22. September 1997 (- 6 W 14/97- juris) ver- 
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fängt nicht, da sich die dortigen Ausführungen nicht auf den vorliegenden Fall übertragen lassen, 

in dem die Abtretung zur eigenständigen Geltendmachung der Ansprüche erfolgte, ohne dass ein 

Anhalt für einen endgültigen Verzicht, auf die Geltendmachung derselben gegenüber dem besteht, 

worauf die Kläger nochmals ausführlich in der Berufungsbegründung hingewiesen haben. 

Die Forderung war auch nicht im Hinblick auf den Umstand zu kürzen, dass die Klägerin zu 4) je­ 

denfalls seit dem 15. August 2016 nicht mehr in der Ersatzunterkunft wohnte. Es kann nicht da­ 

von ausgegangen werden, dass dadurch tatsächlich geringere Kosten für die Ersatzunterkunft 

angefallen sind. Der Kostenübernahmeerklärung lässt sich lediglich die Vereinbarung des Tages­ 

preises für die bezogene Wohnung in Höhe von 142,85 € entnehmen, was für die genutzte 4-Zim­ 

merwohnung als angemessen erscheint. Auch wenn in der Rechnung des Vermieters auf die 

Übernachtung von vier Personen Bezug genornmen wird, erscheint es deshalb nicht als zwin­ 

gend, dass sich die tatsächlichen Kosten der von den übrigen Klägern weiter genutzten Wohnung 

tatsächlich dadurch reduziert haben, dass die Klägerin zu 4) unwesentlich früher ausgezogen ist. 

Der Zinsanspruch ist gemäß §§ 288,291 BGB gerechtfertigt. 

Mangels Geltendmachung konkreter Schadensersatzforderungen gegenüber den Klägern durch 

die Beklagte, kann dahinstehen, ob diese dem zuerkannten Anspruch aus abgetretenem Recht 

erfolgreich entgegengehalten werden könnten. 

Ein Wiedereintritt in die mündliche Verhandlung war nicht geboten, da bei der Entscheidung neuer 

tatsächlicher Vortrag der Kläger aus dem ohnehin nicht nachgelassenen Schriftsatz vom 6. Fe­ 

bruar 2019 keine Berücksichtigung gefunden hat. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 3,91 Abs. 1,708 Nr. 10 Satz 1,713 

ZPO, 47 Abs. 1, 48 Abs. 1 GKG. 

Gründe, die Revision zuzulassen, bestehen gemäß § 543 ZPO nicht. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­ 
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

Landgericht Berlin 
Littenstraße 12-17 
10179 Berlin 

einzulegen. 
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Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­ 
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­ 
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­ 
liehe Mitwirkung ist nicht xorqeschrieben. 

- Richterin am Landgericht 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, 15.02.2019 

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
- ohne Unterschrift gültig 


